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ABSTRACT

Council Framework Decision 2005/214/JHA on the application of
the principle of mutual recognition to financial penalties was
implemented into German law in October 2010. With this
instrument, it is for the first time possible to enforce financial
penalties in all Member States of the European Union using a
uniform procedure, provided that the Member States have adopted
the necessary implementation laws. FD 2005/214/JHA is governed
by the principle of mutual recognition, which became a cornerstone
of cooperation both in civil and in criminal matters at the Council
meeting in Tampere in 1999. In particular, the concept of list
offences under Art 5 of the FD, where double criminality is not
verified by the executing State, is based upon this principle.

In Germany, the Federal Office of Justice (Bundesamt fiir Justiz) in
Bonn has been designated as the competent authority for incoming
and outgoing requests under FD 2005/214/JHA. The following
article gives an overview of the German implementation law on the
basis of FD 2005/214/JHA.
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|. Einleitung

Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung wurde auf der Sondertagung des Europdischen Rates im
finnischen Tampere als Eckstein der zukiinftigen justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen
bestimmt. Als erstes strafrechtliches Instrument wurde auf dieser Grundlage 2002 der Rahmenbeschluss
tiber den Europaischen Haftbefehl und die Ubergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (2002/584/J1)
angenommen. Weitere Rahmenbeschliisse folgten. Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wurde der
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Urteile und Entscheidungen in Art. 82 Abs. 1 des
Vertrags lber die Arbeitsweise der Europaischen Union als Grundsatz fiir die justizielle Zusammenarbeit in
Strafsachen festgelegt.

Am 24.02.2005 hatte der Rat den Rahmenbeschluss {iber die Anwendung des Grundsatzes der
gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und GeldbuRen (im Folgenden: RB Geld) angenommen. Der RB
Geld ersetzt fiir die Vollstreckung von Geldstrafen und GeldbufRen die herkdmmliche Vollstreckungshilfe
zwischen den Mitgliedstaaten der EU. Er schafft erstmals eine einheitliche Rechtsgrundlage fiir die EU-weite
Vollstreckung von Geldsanktionen und fiillt damit eine Liicke in der strafrechtlichen Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten.

Deutschland hat mit dem Gesetz zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2005/214/JI des Rates vom 24.
Februar 2005 iber die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und
GeldbuRen vom 18.10.2010 den RB Geld umgesetzt. Die Umsetzung von Rahmenbeschliissen hatte sich
mafgeblich dadurch verzogert, dass das Bundesverfassungsgericht mit Entscheidung vom 18.07.2005 das
(erste) Umsetzungsgesetz zum Europdischen Haftbefehl fiir verfassungswidrig erklart hatte.

Il. Zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses
2005/214/J1 in Deutschland

1. Gesetzgebungsverfahren

Die Bundesregierung hat den Gesetzesentwurf am 13.01.2010 beschlossen. Nach Befassung von Bundesrat
und Bundestag (Rechtsausschuss) ist das Gesetz am 18.10.2010 vom Bundespréasidenten ausgefertigt und
am 27.10.2010 verkiindet worden.

Die Vorschriften, mit denen der RB Geld umgesetzt wurde, sind in das Gesetz Uber die internationale
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) aufgenommen worden, und zwar in einem eigenen Abschnitt des Neunten
Teils Uber den Vollstreckungshilfeverkehr mit den Mitgliedstaaten der Europaischen Union (§§ 86 - 870 IRG).
Auch die vorangegangenen Rahmenbeschliisse haben gesonderte Teile im IRG erhalten, die sich deutlich von
den librigen Bestimmungen des Gesetzes absetzen, welche die strafrechtliche Zusammenarbeit mit Staaten
aulerhalb der EU behandeln.

2. Die Grundziige des Verfahrens der Anerkennung und Vollstreckung

a) Behordliche Entscheidung

GemalR Art. 2 Abs. 1 RB Geld wurde das Bundesamt fiir Justiz, eine Bundesoberbehdrde im
Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz mit Sitz in Bonn, als Bewilligungsbehorde fiir
samtliche ein- und ausgehende Ersuchen bestimmt. Die Entscheidung fiir eine zentrale Zustandigkeit in
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Deutschland soll die Zusammenarbeit mit den anderen Mitgliedstaaten und zugleich den Umgang mit der
neuen Materie erleichtern. Das Bundesamt fiir Justiz nimmt die auslandischen Ersuchen entgegen und
arbeitet eng mit den Behorden des Entscheidungsstaates zusammen. Ist die Geldsanktion in Deutschland
anerkannt und vollstreckt worden, teilt das Bundesamt fiir Justiz dies der ausléndischen Stelle mit.

Der Betroffene muss vom Bundesamt fiir Justiz angehért werden (§ 87c Abs. 1 IRG). Das Bundesamt fiir
Justiz ibersendet dem Betroffenen Abschriften der vom Entscheidungsstaat Gibermittelten Unterlagen.
Dieser hat binnen zwei Wochen Gelegenheit, Einwendungen gegen die Zuldassigkeit und Bewilligungsfahigkeit
des Ersuchens vorzubringen. Danach entscheidet das Bundesamt fiir Justiz iber die Bewilligung der
Vollstreckung. Die Verpflichtung des Art. 6 RB Geld, die auslandische Entscheidung anzuerkennen und zu
vollstrecken, erscheint in § 87d IRG, wonach die Bewilligung eines zuldssigen Ersuchens nur in eng
begrenzten Ausnahmefallen abgelehnt werden kann. Der mit Griinden versehene Bewilligungsbescheid, der
zugleich eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalt, wird dem Betroffenen zugestellt (§ 87f Abs. 3 IRG). Sofern
keine freiwillige Zahlung erfolgt, betreibt das Bundesamt fiir Justiz die Zwangsvollstreckung. Die Anhérung
kann gemal § 87c Abs. 2 IRG unterbleiben, wenn die Bewilligungsbehorde unmittelbar nach Eingang des
Ersuchens gegeniiber dem Entscheidungsstaat ein Zuldssigkeits- oder Bewilligungshindernis geltend macht
oder in den Ausnahmeféllen des § 87i IRG eine gerichtliche Umwandlung der Entscheidung beantragt werden
muss. Ebenso z&hlt zum Rechtsschutz des Betroffenen die Mdglichkeit, sich gemaR §§ 87¢, 53 IRG eines
anwaltlichen Beistands zu bedienen. Ist dies wegen besonderer Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage
erforderlich, wird ihm dieser Beistand von Amts wegen bestellt.

b) Gerichtliche Uberpriifung

Gegen die Bewilligungsentscheidung ist der ordentliche Rechtsweg er6ffnet. Diese Moglichkeit des
gerichtlichen Rechtsschutzes ist durch den Erwagungsgrund 6 des RB Geld gedeckt, wonach jedem
Mitgliedstaat die Freiheit zur Anwendung seiner verfassungsmaRigen Regeln fiir ein ordnungsgemales
Gerichtsverfahren bleibt. Der Betroffene kann gegen die Bewilligung innerhalb von zwei Wochen nach
Zustellung Einspruch einlegen und eine gerichtliche Uberpriifung herbeifiihren. Bevor das Bundesamt fiir
Justiz das Verfahren an das zustandige Amtsgericht abgibt, hat es gemal § 87g Abs. 1 Satz 2 IRG die
Maglichkeit, dem Einspruch abzuhelfen. Hilft die Behérde dem Einspruch nicht ab, so entscheidet nach § 87g
Abs. 1 Satz 1 IRG das zustdndige Amtsgericht. Ortlich zusténdig ist grundsétzlich das fiir den Wohnort des
Betroffenen zustandige Amtsgericht (§ 87g Abs. 2 IRG). Den Bundesléndern wird in § 87g Abs. 2 Satz 7 IRG
die Moglichkeit er6ffnet, die Zustandigkeit bei einem oder mehreren Amtsgerichten zu konzentrieren.

Gegen den Beschluss des Amtsgerichts kann der Betroffene nach MalRgabe der §§ 87j - 871 IRG
Rechtsbeschwerde zum Oberlandesgericht einlegen, die der gesonderten Zulassung bedarf. Dafiir gelten
weithin die Vorschriften der StPO und des GVG (iber die Revision entsprechend (§ 87j Abs. 2 IRG).
Zugelassen wird die Rechtsbeschwerde nur, wenn es geboten ist, die Nachpriifung des erstinstanzlichen
Beschlusses zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu
ermoglichen. Ferner ist die Rechtsbeschwerde zuzulassen, wenn erstinstanzlich rechtliches Gehor versagt
wurde (§ 87k Abs. 1 IRG). Zur Wahrung der Rechtseinheitlichkeit kann die Sache schlieBlich dem
Bundesgerichtshof vorgelegt werden.

3. Die Umsetzung des Rahmenbeschlusses im Einzelnen

a) Anzuerkennende Entscheidungen (Art. 1 RB Geld)

Nach § 87 Abs. 2 IRG kann Vollstreckungshilfe durch Vollstreckung einer in einem anderen Mitgliedstaat
rechtskréaftig verhdngten Geldsanktion geleistet werden, wenn die Geldsanktion auf einer Entscheidung
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beruht, die ein Gericht oder eine Behorde wegen einer nach dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates
strafbaren Tat oder wegen einer Tat getroffen hat, die nach dessen Recht als Ordnungswidrigkeit geahndet
wurde. Im letzteren Fall muss gegen die Entscheidung ein auch fiir Strafsachen zustandiges Gericht
angerufen werden kdnnen. Unter den Begriff der Geldsanktion fallen gemaR Art. 1 b) RB Geld nicht nur die
verhangte Geldstrafe oder GeldbuBe, sondern auch die Verfahrenskosten sowie Geldbetrage, die zugunsten
des Opfers oder von Opferschutzorganisationen oder 6ffentlicher Kassen festgesetzt wurden. Der deutsche
Gesetzgeber hat diese Vorgaben vollstandig in § 87 IRG umgesetzt. Zwar kennt das deutsche Recht
Entscheidungen von Behorden in Strafsachen nicht; der RB Geld verpflichtet allerdings die Mitgliedstaaten,
auch solche Entscheidungen anzuerkennen und zu vollstrecken, die dem jeweiligen nationalen Recht
unbekannt sind, solange sie im RB Geld aufgefiihrt werden. Ebenfalls anerkannt und vollstreckt werden
konnen Geldsanktionen gegen juristische Personen, obwohl das deutsche Recht eine Strafbarkeit juristischer
Personen nicht kennt.

b) Formale Voraussetzungen und Sprachenregime (Art. 4, 16 RB Geld)

Nach § 87a IRG hat der Entscheidungsstaat das Original der zu vollstreckenden Entscheidung oder eine
beglaubigte Abschrift hiervon zu libermitteln sowie die von seiner zustéandigen Behorde ausgefiillte und
unterzeichnete Bescheinigung entsprechend dem im Anhang zum RB Geld abgedruckten Formblatt. Von der
mdglichen Erleichterung in Art. 4 Abs. 3 Satz 1 RB Geld (Ubermittlung per E-Mail oder Fax) hat der deutsche
Gesetzgeber keinen Gebrauch gemacht.

Entsprechend Art. 16 Abs. 1 RB Geld muss die Bescheinigung in die Amtssprache des Vollstreckungsstaates
- fir Deutschland also in die deutsche Sprache — ibersetzt werden. Eine Erklarung, wonach auch
Bescheinigungen in anderen Amtssprachen der EU akzeptiert werden, hat Deutschland nicht abgegeben.
Liegt die Bescheinigung nach Art. 4 RB Geld nicht vor, ist sie unvollstandig oder entspricht offensichtlich
nicht der Entscheidung, so kann die Anerkennung und Vollstreckung der Entscheidung verweigert werden. In
Deutschland wurde diese Vorschrift als zwingende Zul&dssigkeitsvoraussetzung in §§ 87a, 87b Abs. 3 Nr. 1
IRG umgesetzt.

c) Stichtagsregelung

Das Datum der Verkiindung des Umsetzungsgesetzes (27.10.2010) ist fiir die Anwendbarkeit des RB Geld in
Deutschland entscheidend. Gemal § 98 IRG, der fiir ein- und ausgehende Ersuchen gilt, konnen
auslandische gerichtliche Entscheidungen in Deutschland nur dann anerkannt und vollstreckt werden, wenn
sie nach dem 27.10.2010 rechtskréaftig geworden sind. Bei behordlichen Entscheidungen gilt, dass diese
nach dem 27.10.2010 ergangen sein miissen. Diesen Unterschied zwischen gerichtlichen und behordlichen
Entscheidungen begriindet der Gesetzgeber mit der Vermeidung von Unklarheiten, auf welche Entscheidung
welcher Instanz bei gerichtlichen Entscheidungen abzustellen ist; bei behérdlichen Entscheidungen ist der
das Verfahren abschlieRende Bescheid mal3geblich.

d) Beiderseitige Sanktionierbarkeit und Listendelikte (Art. 5 RB Geld)

Ziel des RB Geld ist es, die bisher bestehenden Hindernisse bei der grenziiberschreitenden Vollstreckung von
Geldsanktionen zu beseitigen und sie wesentlich zu vereinfachen. Erreicht wird dies unter anderem dadurch,
dass der klassische Ablehnungsgrund des Fehlens der beiderseitigen Sanktionierbarkeit nur noch in
Ausnahmefallen geltend gemacht werden kann. Nach Art. 5 Abs. 1 RB Geld (umgesetzt in § 87b Abs. 1 Satz
2 IRG) wird die beiderseitige Sanktionierbarkeit nicht gepriift, wenn die Tat nach dem Recht des
Entscheidungsstaates eine der dort aufgefiihrten 39 Straftatbestdnde oder Ordnungswidrigkeiten
verwirklicht. Die Listendelikte wurden im Kern aus dem Rahmenbeschluss zum Europaischen Haftbefehl

¢ https://doi.org/10.30709/eucrim-2011-004 4/8



Johnson/Plotzgen-Kamradt - eucrim 1/2011

Gibernommen. Neu aufgenommen sind neben 6 weiteren Delikten Verhaltensweisen, die gegen die den
StralRenverkehr regelnden Vorschriften verstoBen, einschlielich VerstéRen gegen Vorschriften {iber Lenk-
und Ruhezeiten und des Gefahrgutrechts. Deutschland hat hierzu im Rat folgende Erklarung abgegeben: ,Als
entsprechende Zuwiderhandlungen werden nur VerstoRe gegen Verkehrsregeln und Regelungen zum Schutz
von Verkehrsanlagen angesehen, nicht hingegen allgemeine Straftatbestdande oder VerstoRe gegen
allgemeine Ordnungsvorschriften. Als den StralRenverkehr regelnde Vorschriften sind insoweit nur solche zu
verstehen, deren Schutzzweck die Sicherheit des StralRenverkehrs oder der Erhalt der Verkehrsanlagen ist.”
Praktisch anspruchsvoll wird der Umgang mit dem letzten Listendelikt, namlich ,Straftatbesténde, die vom
Entscheidungsstaat festgelegt wurden und durch Verpflichtungen abgedeckt sind, die sich aus im Rahmen
des EG-Vertrags oder des Titels VI des EU-Vertrags erlassenen Rechtsakten ergeben”. Jenseits der
Listendelikte hat Deutschland die beiderseitige Sanktionierbarkeit als Zulassigkeitsvoraussetzung
beibehalten (Art. 5 Abs. 3, Art. 7 Abs. 2 b) RB Geld, § 87b Abs. 1 Satz 1 IRG).

e) Ablehnungsgriinde (Art. 7 RB Geld)

Der RB Geld erlaubt es den Mitgliedstaaten, die Anerkennung und Vollstreckung aus den in seinen Art. 7 und
Art. 20 Abs. 3 aufgezahlten Griinden zu versagen. Dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung werden
damit Grenzen gesetzt. Die Aufzahlung ist abschlieRend, weitere Griinde dirfen die Mitgliedstaaten nicht
geltend machen.

Deutschland hat sdmtliche Versagungsgriinde in §§ 87a, 87b und 87d IRG umgesetzt. Nur einige sollen hier
vorgestellt werden. Insbesondere die bekannte 70 €-Grenze (Art. 7 Abs. 2 h) RB Geld) hat der deutsche
Gesetzgeber genutzt: Gemal § 87b Abs. 3 Nr. 2 IRG ist die Vollstreckung nicht zulédssig, wenn die verhangte
Geldsanktion den Betrag von 70 € (oder dessen Gegenwert bei Umrechnung) nicht erreicht. Im Einklang mit
Art. 1 b) i) - iv) RB Geld werden die einzelnen Arten der Sanktion zusammengerechnet, also insbesondere
der in einer Entscheidung festgesetzte Geldbetrag aufgrund einer Verurteilung und die Kosten des Gerichts-
und Verwaltungsverfahrens. Besondere Erwahnung verdient weiter der Ablehnungsgrund nach Art. 7 Abs. 2
g) ii) RB Geld, der durch Art. 3 des Rahmenbeschlusses 2009/299/JI geandert wird. Die Anforderungen an
Abwesenheitsverfahren werden damit grundrechts- und betroffenenfreundlicher formuliert. Der
Rahmenbeschluss 2009/299/JI ist bis zum 28. Marz 2011 umzusetzen und findet ab diesem Zeitpunkt
Anwendung. Sollte ein Entscheidungsstaat diesen Rahmenbeschluss bereits umgesetzt haben, Deutschland
als Vollstreckungsstaat aber noch nicht, kann der Entscheidungsstaat gleichwohl bereits die Bescheinigung
in der neuen Fassung verwenden. Nach § 87b Abs. 3 Nr. 9 IRG ist die Vollstreckung der Geldsanktion
schliel3lich nicht zulassig, wenn die betroffene Person in dem auslandischen Verfahren keine Gelegenheit
hatte einzuwenden, fiir die der Entscheidung zugrunde liegende Handlung nicht verantwortlich zu sein, und
sie dies gegeniiber der Bewilligungsbehorde geltend macht. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollen damit
vor allem Félle der Halterhaftung im StraRenverkehr erfasst werden, in denen unter Versto3 gegen das
Schuldprinzip der Halter eines Fahrzeugs als solcher sanktioniert wird.

Nach Art. 20 Abs. 3 Satz 1 RB Geld kann jeder Mitgliedstaat die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen verweigern, wenn die Bescheinigung Anlass zu der Vermutung gibt, dass Grundrechte oder
allgemeine Rechtsgrundsatze gemal Art. 6 EUV verletzt wurden. Nach dem eindeutigen Wortlaut ist dies ein
weiterer Ablehnungsgrund, den die Mitgliedstaaten heranziehen dirfen. Dies folgt unter anderem aus Art. 20
Abs. 3 Satz 2 RB Geld, der das auch fiir die Gibrigen Ablehnungsgriinde vorgesehene Konsultationsverfahren
vorschreibt. In Deutschland ist die Leistung von Rechtshilfe fiir andere Mitgliedstaaten unzuldssig, wenn die
Erledigung des Ersuchens zu den in Art. 6 EUV enthaltenen Grundsétzen im Widerspruch stiinde (§ 73 Satz 2
IRG).
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Die Zulassigkeitsvoraussetzungen sind vom Gesetzgeber als zwingend ausgestaltet worden. Liegt einer der
Tatbestande vor, muss die Bewilligungsbehdérde die Anerkennung und Vollstreckung der auslandischen
Entscheidung ablehnen. Zu einer solchen Ausgestaltung war der nationale Gesetzgeber trotz des Wortlauts
des Art. 7 RB Geld, der von den zustandigen Behorden des Vollstreckungsstaats spricht, unionsrechtlich
befugt. Der RB Geld kann nur so verstanden werden, dass das jeweilige nationale Umsetzungsrecht iber die
Ausgestaltung der Versagungsgriinde entscheidet. Es ware auch nicht ersichtlich, wie ein behordliches
Ermessen im Einzelfall rechtsstaatlich und gegeniiber allen Betroffenen gleich ausgeiibt werden sollte, wenn
es etwa am Erreichen der 70 €-Grenze fehlte.

Das Bundesamt flr Justiz als Bewilligungsbehdrde konsultiert nach Art. 7 Abs. 3 RB Geld (wie auch in allen
anderen Féllen, etwa Art. 9 Abs. 2, Art. 14 RB Geld) die zusténdigen Behérden der anderen Mitgliedstaaten.

f) Umrechnung und Herabsetzung (Art. 8 RB Geld)

Geldsanktionen aus Mitgliedstaaten, die den Euro (noch) nicht eingefiihrt haben, werden gemaR § 87f Abs. 2
Satz 1, § 54 Abs. 2 IRG (= Art. 8 Abs. 2 RB Geld) umgerechnet. MaRgeblich ist der Wechselkurs am Tag der
Verhangung der Entscheidung. Als Konsequenz des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gilt dies
gerade auch dann, wenn fiir die gleiche Tat nach Recht und Praxis in Deutschland die Geldsanktion niedriger
ausgefallen wére. Die Ausnahme in Art. 8 Abs. 1 RB Geld, dass die Geldsanktion auf das nach
innerstaatlichem Recht vorgesehene Hochstmal herabgesetzt werden kann, wenn die Tat auRerhalb des
Hoheitsgebiets des Entscheidungsstaates begangen wurde und zugleich die Gerichtsbarkeit des
Vollstreckungsstaates begriindet ist, wurde in § 87f Abs. 2 Satz 2 IRG umgesetzt.

g) Zwangsvollstreckungsrecht (Art. 9 und 10 RB Geld)

Fir die Zwangsvollstreckung im engeren Sinn, die von der Anerkennung und Vollstreckung nach dem RB Geld
insgesamt unterschieden werden muss, sind Art. 9 und 10 RB Geld einschlagig. Nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 RB
Geld muss auf die Vollstreckung einer auslandischen Entscheidung das Recht des Vollstreckungsstaates in
derselben Weise anwendbar sein wie bei Geldstrafen und GeldbulRen, die vom Vollstreckungsstaat verhangt
werden. Deshalb werden fir Geldstrafen und fiir GeldbuBen in § 87n IRG die Vorschriften des
Ordnungswidrigkeitengesetzes (OWiG) und der Justizbeitreibungsordnung fiir anwendbar erklért.

Die Moglichkeit von Ersatzfreiheitsstrafen oder anderen Ersatzstrafen nach Art. 10 RB Geld hat Deutschland
nicht genutzt. Fiir eingehende Ersuchen erlaubt § 87n IRG keine Ersatzfreiheitsstrafe oder andere Sanktion,
auch wenn der entscheidende Mitgliedstaat dies in der Bescheinigung zugelassen haben sollte. Fiir
ausgehende Ersuchen werden Ersatzstrafen im Vollstreckungsstaat ebenfalls ausgeschlossen.

h) Erlésverteilung und Kosten (Art. 13 und 17 RB Geld)

Art. 13 RB Geld liegt die Erwagung zugrunde, dass alle Mitgliedstaaten nicht nur Entscheidungen anderer
Mitgliedstaaten anerkennen und vollstrecken, sondern auch selbst Entscheidungen zur Anerkennung und
Vollstreckung an die anderen Mitgliedstaaten ibermitteln, dass also Aufwand und Ertrag sich langfristig in
etwa gleichmaRig verteilen. Deshalb verbleibt dem Vollstreckungsstaat der aus der Anerkennung und
Vollstreckung resultierende Erls. Fiir eingehende Ersuchen ist innerhalb Deutschlands zwischen Bund und
Bundeslandern die Verteilung in § 87n Abs. 5 Satz 1 und 2 IRG so bestimmt, dass dem Bund das Geld
zusteht, soweit nicht ein Gericht (eines Bundeslandes) mit der Sache befasst war. Entsprechend wird
Deutschland bei ausgehenden Ersuchen den Vollstreckungsstaat auch nicht um Ubermittlung des Erléses
bitten. Im Einklang mit Art. 13 Hs. 2 RB Geld kann bei Opferentschadigungen im Sinne von Art. 1 b) ii) RB
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Geld mit dem Entscheidungsstaat vereinbart werden, dass der Erlos aus der Vollstreckung dem Opfer
zuflieBt (§ 87n Abs. 5 Satz 3 IRG).

Der Kostenverzicht in Art. 17 RB Geld ist durch den bereits bei Umsetzung des Rahmenbeschlusses
2006/783/JI neugefassten § 5 Abs. 4 Justizverwaltungskostenordnung sichergestellt. Danach werden
Kosten nicht erhoben, soweit Rahmenbeschliisse der Europaischen Union einen gegenseitigen Verzicht auf
Kostenerstattung vorsehen.

4. Ausgehende Ersuchen

Ist Deutschland Entscheidungsstaat, libersendet das Bundesamt fiir Justiz geman Art. 4 Abs. 1 RB Geld das
Ersuchen an den Vollstreckungsstaat, in dem der Betroffene seinen Wohnsitz hat, sich in der Regel aufhalt,
Einkommen bezieht oder iiber Vermogen verfiigt oder in dem eine juristische Person ihren Sitz hat. Es gilt die
Stichtagsregelung des § 98 IRG (siehe oben 3. c)). Der andere Mitgliedstaat kann um Anerkennung und
Vollstreckung von Geldstrafen und GeldbuRen sowie Kosten des Verfahrens ersucht werden (§ 870 Abs. 1
Satz 3 IRG). Bei der ibersandten Entscheidung kann es sich um eine solche nach Art. 1 a) i), iii) oder iv) RB
Geld handeln. Insbesondere fallen nach deutschem Ordnungswidrigkeitenrecht sanktionierte Taten in den
Anwendungsbereich des RB Geld, weil gegen den BuRgeldbescheid der Verwaltungsbehdrde der Rechtsweg
zu den Strafgerichten erdffnet ist (§ 68 OWIiG). Das Vollstreckungshindernis des Art. 15 RB Geld wurde
vollstandig in § 87p IRG umgesetzt.

Das Bundesamt fiir Justiz hat den deutschen Behorden im Internet ein elektronisches Formular zur
Verfligung gestellt, mit dessen Hilfe die im Anhang zum RB Geld abgedruckte Bescheinigung ausgefiillt
werden kann. Die deutsche Behorde wird Schritt fiir Schritt durch die Bescheinigung geleitet, so dass Fehler
beim Ausfillen vermieden werden. Einzelne Felder sind bereits vorbelegt; etwaige Besonderheiten in
einzelnen Mitgliedstaaten werden automatisch beriicksichtigt. Ziel ist es, das Verfahren benutzerfreundlich
und mdglichst einfach zu gestalten, um die Akzeptanz des neuen Rechtsinstruments zu steigern. Das
Bundesamt fiir Justiz wirbt bei allen Staatsanwaltschaften und Behorden aktiv fiir die neuen Moglichkeiten,
die der RB Geld bei der grenziiberschreitenden Vollstreckung von Geldsanktionen bietet.

Ill. Zusammenfassung und Ausblick

Mit dem RB Geld hat die Européische Union auf Grundlage des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung
einen weiteren wichtigen Baustein in der strafrechtlichen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten geschaffen.
Die groBe Mehrheit der Mitgliedstaaten hat den RB Geld umgesetzt. Auch Deutschland ist aufgrund des
Gesetzes vom 18. Oktober 2010 jetzt in der Lage, an der grenziiberschreitenden Vollstreckung von
Geldstrafen und GeldbuRRen auf Grundlage des RB Geld mitzuwirken. Fiir die praktische Zusammenarbeit
sollten alle in Betracht kommenden Mdoglichkeiten der Verbesserung genutzt werden, etwa Treffen der
zustandigen Behorden von benachbarten Mitgliedstaaten, aber auch die enge Begleitung und Unterstiitzung
der Praxis durch Kommission und Rat.

Gegeniiber der gelegentlichen 6ffentlichen Wahrnehmung des RB Geld ist festzuhalten, dass es (lediglich)
um die grenziiberschreitende Vollstreckung rechtskraftiger Entscheidungen geht, also nicht um die
vorangehende Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Erkenntnisverfahren. Fiir die
praktische Anwendung des RB Geld und das Fallaufkommen ist entscheidend, dass es vorher zu einer
rechtskréftigen Entscheidung (mit einer Geldsanktion) kommt. Grenziiberschreitende
Ordnungswidrigkeitenverfahren werden aufgrund des damit verbundenen Aufwands wohl eher selten
gefiihrt. Insbesondere bei StralRenverkehrsdelikten kommt es in der Regel aufgrund regelméRig fehlenden
Halterdatenaustauschs und nicht stattfindender Fahrerermittlung nicht zu einer grenziiberschreitenden
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Verfolgung. Die Aufnahme von Verkehrsdelikten in die Liste von Art. 5 Abs. 1 RB Geld hat Erwartungen
geweckt, denen der RB Geld als solcher kaum wird gerecht werden konnen. Verbesserungen sind von der
Richtlinie zur Erleichterung der grenziiberschreitenden Durchsetzung von Verkehrsvorschriften zu erhoffen,
Uber die im Rat am 02.12.2010 eine politische Einigung erzielt wurde.

Mit der praktischen Zusammenarbeit stehen die Mitgliedstaaten erst am Anfang. Die bislang
bekanntgewordenen Fallzahlen sind durchweg niedrig. Verantwortlich dafiir sind auch die Neuartigkeit des
RB Geld und die Tatsache, dass viele Mitgliedstaaten ihn noch nicht lange umgesetzt haben. Welches
tatsachliche Potential an Féllen es gibt, muss sich jetzt mittelfristig zeigen. Jedenfalls sollte erst auf
Grundlage umfassender praktischer Erfahrungen iiber Anderungen des RB Geld selbst nachgedacht werden.
Das zu erwartende impact assessment der Kommission wird hierzu einen wichtigen Diskussionsbeitrag
liefern.

COPYRIGHT/DISCLAIMER

© 2019 The Author(s). Published by the Max Planck Institute for the Study of Crime, Security and Law. This is an open
access article published under the terms of the Creative Commons Attribution-NoDerivatives 4.0 International (CC BY-ND
4.0) licence. This permits users to share (copy and redistribute) the material in any medium or format for any purpose,
even commercially, provided that appropriate credit is given, a link to the license is provided, and changes are indicated.
If users remix, transform, or build upon the material, they may not distribute the modified material. For details, see
https://creativecommons.org/licenses/by-nd/4.0/.

Views and opinions expressed in the material contained in eucrim are those of the author(s) only and do not necessarily
reflect those of the editors, the editorial board, the publisher, the European Union, the European Commission, or other
contributors. Sole responsibility lies with the author of the contribution. The publisher and the European Commission are
not responsible for any use that may be made of the information contained therein.

ABOUT EUCRIM

eucrim is the leading journal serving as a European forum for insight and debate on criminal and “criministrative” law. For
over 20 years, it has brought together practitioners, academics, and policymakers to exchange ideas and shape the
future of European justice. From its inception, eucrim has placed focus on the protection of the EU’s financial interests —
a key driver of European integration in “criministrative” justice policy.

Editorially reviewed articles published in English, French, or German, are complemented by timely news and analysis of
legal and policy developments across Europe.

All content is freely accessible at https://eucrim.eu, with four online and print issues published annually.

Stay informed by emailing to eucrim-subscribe@csl.mpg.de to receive alerts for new releases.
The project is co-financed by the Union Anti-Fraud Programme (UAFP), managed by the European Anti-Fraud Office
(OLAF).

S Co-funded by
LU the European Union

¢ https://doi.org/10.30709/eucrim-2011-004 8/8


https://creativecommons.org/licenses/by-nd/4.0/
https://eucrim.eu
mailto:eucrim-subscribe@csl.mpg.de
https://anti-fraud.ec.europa.eu/policy/union-anti-fraud-programme-uafp_en
https://anti-fraud.ec.europa.eu/index_en
https://anti-fraud.ec.europa.eu/index_en

	Gegenseitige Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen in Deutschland – zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2005/214/JI in das deutsche Recht
	Abstract

	I. Einleitung
	II. Zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2005/214/JI in Deutschland
	1. Gesetzgebungsverfahren
	2. Die Grundzüge des Verfahrens der Anerkennung und Vollstreckung
	a) Behördliche Entscheidung
	b) Gerichtliche Überprüfung
	3. Die Umsetzung des Rahmenbeschlusses im Einzelnen

	a) Anzuerkennende Entscheidungen (Art. 1 RB Geld)
	b) Formale Voraussetzungen und Sprachenregime (Art. 4, 16 RB Geld)
	c) Stichtagsregelung
	d) Beiderseitige Sanktionierbarkeit und Listendelikte (Art. 5 RB Geld)
	e) Ablehnungsgründe (Art. 7 RB Geld)
	f) Umrechnung und Herabsetzung (Art. 8 RB Geld)
	g) Zwangsvollstreckungsrecht (Art. 9 und 10 RB Geld)
	h) Erlösverteilung und Kosten (Art. 13 und 17 RB Geld)
	4. Ausgehende Ersuchen

	III. Zusammenfassung und Ausblick

